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erfolgreichen Wirtschaftsentwicklung 

Malaysias, die in den letzten Jahren 

propagiert wurde. Ahmads Bank wird 

möglicherweise sein Geschäft über

nehmen und liquidieren, um ihren 

Kredit zurückzuerhalten; unterdessen 

verliert Ahmad alles Sparguthaben 

und geht mit aller Wahrscheinlichkeit 

bankrott. Nun, Petronas wird nicht für 
ihn bürgen. Sie werden nicht kom

men und sein Geschäft zu einem 

fairen Preis aufkaufen, damit Ahmad 

am Ende schuldenfrei herauskommt.

Wo liegt der Unterschied 

zwischen Mirzan Mahathir und unse

rem imaginären Jungunternehmer Ah

mad? Ersterer verfügt, man braucht 

es nicht zu erwähnen, über gute Kon

takte zu den Mächtigen, was nicht für 

letzteren zutrifft. Natürlich haben Pe

tronas und Mirzan schon dementiert, 

daß ihre Transaktionen einer Bürg

schaft gleichkommen. Doch kein 

Dementi kann das Offensichtliche 

verdecken: Bekommt jeder Malaysier, 

dessen Finanzlage sich durch den 

Kollaps der Börse und des Ringgit 

verschlechtert hat, die gleiche Chan

ce wie Mirzans KPB-Konsortium, An

teile gegen Cash abzustoßen?

Zum zweiten ist der Wider

spruch zwischen Wort und Tat bei vie

len unserer Politiker und Führungs

kräfte derart groß, daß jegliche Glaub

würdigkeit verlorengeht. Beispielswei

se wurde das MISC-KPB-Geschäft 
verkündet, kurz nachdem sowohl Re

gierungsberater Daim Zainuddin als
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auch Finanzminister Anwar Ibrahim 

dafür eingetreten waren, daß die ma

laysische Regierung nicht als Bürge für 

in Schwierigkeiten geratene Firmen auf- 

treten solle. Noch lächerlicher klang die 

Erklärung des Premierministers, daß 

alle malaysischen Geschäftsleute sei
ne Freunde seien. Wenn dies der Fall 

ist, wird er dann allen zu Hilfe kom
men, großen und kleinen, ungeachtet 

ihres politischen Einflußes? Wie viele 

Geschäftsleute der PAS (Parti Islam) 

sind durch Regierungsintervention 

vor dem schlimmsten bewahrt wor

den? Wenn dies der Weg der Regie

rung ist, das Vertrauen in den Markt 

wiederherzustellen, dann haben wir 

noch einen weiten Weg vor uns!

Drittens, so argumentierten 

der Premier und andere Regie

rungsmitglieder, würden diese Firmen 

bankrott gehen und viele Beschäftigte 

arbeitslos, wenn die Regierung nichts 

zu ihrer Rettung unternimmt. Was 

wäre denn passiert, wenn Mirzans 

KPB-Konsortium eventuell bankrott 

gegangen und nicht von der regie

rungseigenen Petronas übernommen 

worden wäre? KPBs Transportge

schäft wäre an einen neuen Eigentü
mer oder einen Konkurrenten verkauft 

worden — was bedeutet, daß KPB- 

Beschäftigte wie Fahrer, Mechaniker, 

mittlere und leitende Angestellte ihren 

Job behalten würden. Lediglich eine 

geringe Anzahl Führungspersonal 

würde eventuell ihren Job verlieren, 

einschließlich Mirzan. Die ausländi

schen Reedereianteile wären eben

falls verkauft worden und auch die 

Beschäftigten in den Tochterfirmen, 

ebenfalls überwiegend Ausländer, 

hätten ihre Stellen unter dem neuen 

Eigentümer behalten. Stellen wir doch 

klar: wenn ein operativer Geschäfts

bereich wirtschaftlich rentabel ist, so 

wird er auch weiterhin bedient werden 
und für Beschäftigung sorgen, unab

hängig davon, wem er gehört.

Viertens wurde als Rechtferti
gung für die Regierungsbürgschaften 

angeführt, daß dadurch der Anteil der 

Bumiputras (Malaien) im Wirtschafts
leben gesichert würde. Die gegenwär

tige Debatte über wirtschaftlich mäch

tige Nicht-Bumiputras (Nicht-Malai
en), welche die Bumiputra-Geschäfts- 

anteile übernehmen, ist eine Schein

debatte und lenkt die Aufmerksamkeit 
der Öffentlichkeit weg vom eigentli

chen Thema: dem Gebrauch öffentli
cher Gelder zum Schutz der Reichen 
und Etablierten. Öffentliche Gelder 

sollten eingesetzt werden, damit die 

ärmere Mehrheit der Malaysier die 

Probleme überwinden kann, welche 

sie im Zuge der Rezession zu mei

stern haben. Stattdessen setzt Petro

nas Milliarden von Ringgit für die 

Rettung des Premiersohnes ein, 
während der Regierungshaushalt für 

Grundbedürfnisse wie Gesundheit 
und Bildung beschnitten wird. fl

Übersetzung aus dem Englischen von 

Markus Gerboth.

Eine erschwingliche 
Gesundheitsversorgung 
für alle Malaysier
Am 7. März wurde an der University of 

Malaya in Kuala Lumpur eine Gesund

heitsinitiative, die sich gegen die ge

planten Maßnahmen der Regierung 

zur Privatisierung des Gesundheitswe

sens wendet, ins Leben gerufen. In 

der Bürgerinitiative sind Berufstätige aus 

dem Gesundheitssektor, Nichtregie

rungsorganisationen, Akademiker und 

Einzelpersonen engagiert, darunter die 

Malaysian Medical Association sowie 

die Malaysian Nurses Union. Es wur

de das bereits im Herbst letzten Jah

res vorgeschlagene und veröffentlich

te »Citizens’ Health Manifest« (Gesund
heitsmanifest)* der Öffentlichkeit vorge

stellt, welches bereits 43 Organisatio

nen und 87 Personen unterzeichnet ha

ben. Im folgenden veröffentlichen wir 

die in der Zeitschrift ALIRAN Monthly 

vom April erschienene Presseerklärung.
Die Gesundheitsinitiative ist ei

ne informelle Gruppe von Organisa

tionen und Individuen, die besorgt um 

die Zukunft des malaysischen Ge

sundheitsversorgungssystem ist. Wir

sind heute hier zusammengekommen, 

um ein Gesundheitsmanifest der Bür

ger zu verabschieden. In dem Doku

ment geben wir unserer Besorgnis über 

die gleichberechtigte Behandlung, die 

Zugänglichkeit und die Nachhaltigkeit 

einer guten Gesundheitsversorgung für 

die malaysische Bevölkerung Ausdruck.

* Siehe ALIRAN-Monthly Vol. 17, Nr. 8, 

1997 oder die homepage von ALIRAN 

http://www.malaysia.net/aliran im In
ternet.
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ln den frühen Tagen: Eröffnung eines Gesundheitszentrums auf dem Land durch den 
stellvertretenden Premierminster Tun Abdul Razak (1963).

Mit widersprüchlichen Erklä

rungen und der Rücknahme von poli
tischen Ausrichtungen, die tagespo

litische Probleme von verschieden

sten Seiten hervorbringen, erleben wir 

eine Situation, in der eine Umorga

nisierung nach betriebswirtschaft

lichen Gesichtspunkten stattfindet 

und eine Privatisierung des Gesund

heitsbereiches anscheinend undis
kutiert durchgeführt und sogar als 

eine Maßnahme zur Stabilisierung 
der nationalen Wirtschaft hingesteilt 

wird.
Wir sind alarmiert davon, daß 

die Privatisierung nun auch auf die 

Notfallmedizin und Ambulanzen aus

gedehnt werden soll. Das würde über 
die bisher angekündigte Privatisie

rung von Dienstleitungen für Kran

kenhäuser wie Wäschedienste, Be
seitigung von medizinischem Son

dermüll, Wartung biomedizinischer 

Anlagen usw. hinausgehen.
Der Gewerkschaftsdachver

band MTUC hat bereits Klagen von 
Niedrigverdienern über die zu hohen 

Gebühren des jüngst reorganisierten 

Universitätskrankenhauses erhalten. 
Die Gebühren, mit einer Steigerung 

um 150 bis 200% für Blutuntersu

chungen, Röntgenaufnahmen und 

stationären Aufenthalt liegen wenig 
unter denen von privaten Kranken

häusern.

Der weltweite Trend steigen

der Kosten der Gesundheitsversor

gung nach ihrer Privatisierung deckt 

sich mit unseren Erfahrungen, ob im 

Gesundheitsbereich oder bei ande

ren sozialen Dienstleistungen und 

Einrichtungen. Diese Kostensteige

rung steht häufig nicht im Einklang 
mit einem angemessenen Nutzen, 

wenn überhaupt die gleiche Qualität 

gewährleistet wird. In dem augen

blicklichen Wirtschaftsklima mit der 

Betonung auf »Wert für Geld« muß 

die Regierung alle Pläne zur Umor

ganisierung und Privatisierung der 

Gesundheitsversorgung zurückstel
len.

Trotz einer allmählichen Ver

schlechterung unserer öffentlichen 

Gesundheitsversorg ungs-Einrich- 

tungen muß zugestanden werden, 

daß insgesamt die öffentliche Hand 

sich aber um die Bereitstellung ei

ner Basisgesundheitsversorgung für 

die große Mehrheit unserer Bevölke

rung verdient gemacht hat. Das wur

de mit relativ geringen Kosten er

reicht.

Wir sehen wohl, daß die 

Möglichkeiten der Regierung zu gro

ßen öffentlichen Ausgaben zur Zeit 

ernsthaft eingeschränkt sind, was 

aber auch für die Möglichkeiten der 

Bevölkerung, höhere Kosten zu tra

gen, zutrifft. Aber gerade weil der öf

fentliche Bereich es in der Vergan

genheit erreicht hat, »Wert für Geld« in 

der Gesundheitsversorgung zu lie

fern, wäre es unklug, ihn abzubauen, 

im zwanghaften Vertrauen darauf, 

daß marktorientierte Lösungen un

weigerlich höhere Effizienz und nied
rigere Kosten für die Patienten und 

Konsumenten bedeuten würden. Un

sere Erfahrungen und zugängliche 

Hinweise in Malaysia deuten auf das 

Gegenteil hin.

Daher ist es wichtig, daß bei 

allen Haushaltskürzungen insgesamt 

Umschichtungen zu Gunsten der Ge

sundheitsversorgung als vorrangige 

soziale Dienstleistung stattfinden, um 

sicher zu stellen, daß Niedrigverdie

ner und neu Verarmte auch weiter

hin einen befriedigenden Zugang 

zur Basisgesundheitsversorung und 

weitergehender medizinischer Be

handlung haben. Kurz, was jetzt ge

braucht wird, ist eine entschlosse

ne Anstrengung zur erneuten Stär

kung des öffentlichen Bereichs durch 

Zufluß von Personal, Ressourcen 

und insbesondere Moral und Motiva
tion.

Wir sind beunruhigt darüber, 
daß stattdesen Anstrengungen unter

nommen werden, »medizinischen 

Tourismus« und ähnliches zu fördern. 

Sie sind Ausdruck einer einseitigen 
Sorge über die Überkapazitäten priva

ter Krankenhäuser und der kurzfristi

ge Mangel an ausländischen Devi

sen. Die längerfristigen Auswirkungen 

solcher Anstrengungen sind nicht 

weniger beunruhigend: Eine Umlen

kung unserer Gesundheitsversor- 

gung-Resourcen zur Befriedigung ei

nes globalisierten Marktes für 

Dienstleistungen der Gesundheits

versorgung gehen auf Kosten der 

Gesundheitsversorgung der malaysi

schen Bevölkerung.

Im Einklang mit unserem 

Wunsch einer verstärkten Einbezie
hung der Öffentlichkeit in die Ge

sundheitspolitik, fordern wir abschlie

ßend die Regierung auf, sich wirklich 

darum zu bemühen, Anregungen und 

Vorschläge von Bürgergruppen ein

zuholen, die sich mit Gesundheitsre

formen und -finanzierung beschäfti

gen. Es ist an der Zeit für eine größe

re Transparenz über die in Erwägung 

gezogenen Reformszenarienzu sor

gen, und die wichtige Rolle von Bür

gergruppen bei der Formulierung ei

ner Gesundheitspolitik und bei den 
Überwachungs- und Regulierungs

institutionen anzuerkennen. (...)

<1
Übersetzung aus dem Englischen von

P. Franke.
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